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Die internationale Ordnung ist 
offensichtlich unter Druck. Unter 
anderem zeigt sich das, konkret 
und brutal, in der anhaltend hohen 
Zahl von Kriegen und Bürger­
kriegen – in der Ukraine, am Persi­
schen Golf, zwischen Israel und 
dessen Nachbarn, im Sudan, in der 
Demokratischen Republik Kongo 
(DRC) oder in Myanmar – und 
im Fehlen gemeinsamer Anstren­
gungen zur Konfliktbeilegung. 
Keine Ordnung ist permanent; und 
internationale Ordnungen beruhen, 
um Henry Kissinger zu zitieren, 
immer auf zwei Komponenten: auf 
„einer Anzahl allgemein akzeptier­
ter Regeln“ und auf einer Macht­
verteilung oder Machtbalance, „die 
Zurückhaltung erzwingt, wenn 
diese Regeln zusammenbrechen.“1 

In diesem Papier wird es zunächst 
um Macht und Ordnung im inter­
nationalen System gehen. Dem 
folgen ein Blick auf die Positionie­
rung der globalen Mächte oder 
„Pole“ in diesem System, eine Skizze 
geopolitischer Dynamiken in drei 
unterschiedlichen Regionen des 
globalen Südens und abschließend 
einige Anmerkungen zur Aufstel­
lung Europas.

EINLEITUNG
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MACHT, POLARISIERUNG  
UND ORDNUNG

Die Machtgewichte in der Welt ver-
schieben sich. Das Staatensystem 
ist kein bipolares mehr wie im 

Kalten Krieg (1945–1990), und der „uni
polare  Moment“ nahezu unbestrittener 
amerikanischer Hegemonie ist seit der glo-
balen Finanzkrise von 2008 vorüber. Statt-
dessen erleben wir eine Multipolarisierung 
des internationalen Systems. Das ist ein 
anhaltender Prozess. In diesem entstehen 
vier oder fünf globale „Pole“ oder Zentren 
des globalen Kräftefelds. Daraus entwi-
ckelt sich aber, anders als gelegentlich mit 
Analogien zum 19. Jahrhundert nahegelegt 
wird, kein stabiles „Mächtekonzert“. Viel-
mehr gewinnen mehr Akteure in verschie-
densten Teilen der Welt jeweils relativ mehr 
Macht und Einfluss, darunter vor allem 
sogenannte Mittelmächte oder Regional-
mächte. Gleichzeitig kommt es zu multiplen 
Polarisierungen – im Nahen und Mittleren 
Osten etwa, in Afrika oder in Asien.

Macht im internationalen System beruht 
immer auf unterschiedlichen Kompo-
nenten – auf Militär- und Wirtschafts-
kraft, Demografie und geografischer Lage, 
Technik und Wissenschaft und auf der 
Attraktivität oder soft power eines Staa-
tes. Was zählt, ist letztlich, wie Macht in 
Einfluss umgemünzt wird. Das ist eine 
Frage von Politik, immer auch von innen-
politischen Entwicklungen, von politischen 
Präferenzen und „Pfaden“, die Staaten und 
Gesellschaften verfolgen, und davon, wie 
Staaten ihre Ressourcen zur Gestaltung 
oder Mitgestaltung ihrer internationalen 
Umwelt einsetzen – ob sie, wie der amerika
nische Politikwissenschaftler Joseph Nye 
das ausgedrückt hat, in der Lage sind, ihre 
„harten“ und „sanften“ Machtressourcen 
als smart power klug zu kombinieren.2 
Wichtig, wenn wir die gegenwärtigen Ent-
wicklungen des internationalen Systems 
verstehen wollen, ist dabei nicht nur, 
auf die globalen Mächte zu schauen, 
sondern auch die geopolitischen und geo
ökonomischen Akteure und Entwicklun-
gen im „Süden“ wahrzunehmen.

Die erwähnte Diffusion von Macht 
(mehr Akteure mit jeweils mehr Macht), 
Machtkonkurrenzen, multiple Polarisierun-
gen und das Großmachtverhalten tatsäch-
lich „großer“ oder globaler, auch regionaler 
Mächte setzen die internationale Ordnung 
und ihre Institutionen unter Druck. Dies 
geschieht gerade in einem Moment, lie-
ße sich sagen, wo die Institutionen dieser 
Ordnung gebraucht werden, um globale 
Probleme wie Klima, Gesundheit, Biodiver-
sität und Entwicklung, aber auch lokale und 
regionale Konflikte zu bearbeiten. Manche 
Kommentatoren erklären die gegenwärtige 

Ordnung allerdings vorschnell für tot oder 
irrelevant. Die nach 1945 geschaffene, auf 
die Charta der Vereinten Nationen und 
das Völkerrecht basierende internationale 
Ordnung ist ja nicht außer Kraft gesetzt 
worden. Der großen Mehrheit der Staaten 
dient die Charta der Vereinten Nationen 
und das Völkerrecht vielmehr weiterhin 
als Regelwerk ihrer internationalen Bezie-
hungen. Es ist deshalb auch richtig, von 
einer regelbasierten Ordnung zu sprechen. 
Das Problem ist eher, dass das gemeinsa-
me Verständnis der – im Grunde weiter-
hin akzeptierten – Regeln und Normen 
schwindet und internationale Institutionen 
unterminiert werden.

Das gilt insbesondere für die Vereinten 
Nationen: Der Sicherheitsrat ist blockiert, 
weil vor allem Russland und die USA ihn 
eher als Arena denn als primäre Institution 
globaler Regierungsführung betrachten. 
Ähnliches erleben wir selbst in der G20 
und der G7, jenen internationalen „Clubs“ 
führender Mächte, die ausdrücklich als 
Instrumente der politischen Koordination 
zwischen den stärksten Wirtschaftsmäch-
ten geschaffen worden sind. Die UN aber 
werden gerade bei Fragen von Frieden 
und Sicherheit zunehmend marginalisiert. 
Im Ukrainekrieg, im Nahen Osten oder am 
Persischen Golf etwa spielen sie kaum 
noch eine diplomatische Rolle.

Gleichzeitig hat die Zahl der Kriege 
und bewaffneten Auseinandersetzungen 
seit Mitte der 2010er-Jahre wieder zuge-
nommen. Im Unterschied etwa zum Irak-
krieg von 2003 setzen globale Mächte und 
Regionalmächte militärische Gewalt ein, 
ohne sich auch nur irgendwie um völker-
rechtliche Rechtfertigungen zu bemühen. 
Unberechenbarkeit gilt als Trumpfkarte, 
Regeln werden als weniger verbindlich 
wahrgenommen. Ungewissheiten werden 
damit für alle verschärft. Die große Mehr-
heit der Staaten braucht zwar weiter
hin verlässliche Ordnungsstrukturen und 
Regeln, nicht zuletzt für Wirtschafts- und 
Handelsbeziehungen, muss sich aber 
anpassen und mehrfach absichern, wenn 
auch Handel und Lieferketten „geopoliti-
siert“ oder „versicherheitlicht“ werden.



China lässt sich heute nicht 
mehr wirklich als „aufstei­
gende“ Macht verstehen – 
es ist angekommen, sieht sich 
auch selbst als „Global China“.

DIE GLOBALEN POLE  

Z u den vier oder fünf globalen Polen, 
die gegenwärtig und in der nähe-
ren Zukunft die Zentren des inter

nationalen Kraftfelds darstellen dürften, 
zählen in jedem Fall die USA und China, 
perspektivisch Indien, auch Russland, 
wenn es sich nicht in anhaltenden Kriegen 
und Aggressionen verbraucht, und wahr-
scheinlich die Europäische Union. 

Die USA werden auf absehbare Zeit die 
stärkste Weltmacht bleiben, nahezu un-
abhängig davon, wonach man Macht be-
misst. Sie müssen sich aber gleichzeitig 
wirtschaftlich, gesellschaftlich und geo-
politisch – mit Blick auf die Machtgewich-
te und Konkurrenzen in der Staatenwelt 
also – auf eine „postamerikanische Welt“ 
einstellen,3 in der andere relativ zu den 
USA größeren Einfluss gewinnen. Dieser 
Trend ist zumindest mitverantwortlich für 
das Unbehagen an der Globalisierung, die 
einen Teil der amerikanischen Gesellschaft 
erfasst und den Erfolg populistischer Strö-
mungen, insbesondere von Donald Trumps 
MAGA-Bewegung, befördert hat.

Präsident Trump ist dabei eher Be-
schleuniger und Verstärker amerikani-
scher Neuorientierungen in der Welt, nicht 

deren Auslöser. Das gilt für die – eben-
falls relative – Abnahme der Bedeutung 
Europas und Zunahme der Bedeutung des 
Indo-Pazifikraums in der Gesamtstrategie 
der USA. Es gilt auch für die Tendenz, die 
Welt vornehmlich durch das Prisma von 
Großmachtkonkurrenzen zu betrachten, 
vor allem zwischen den USA und China.

Trump sieht sich allerdings bewusst 
als „disruptor“ (man könnte auch sagen: 
als Revolutionär), der die Macht der USA 
und der US-Präsidentschaft einzusetzen 
bereit ist, um den Status quo aufzubrechen. 
Innenpolitisch gehört dazu der Umbau 
des politischen Systems im Sinne einer 
Art absoluten Präsidentschaft (analog 
zu den absoluten Monarchien Europas). 
International sind die USA offensichtlich 
nicht mehr bereit, die bestehende Ord-
nung aufrechtzuerhalten, die maßgeblich 
unter amerikanischer Führung seit 1945 
entstanden ist. In diesem Sinne hat Trump 

und haben einige seiner engsten Mitarbei-
ter auch die völkerrechtlichen Normen, auf 
die diese Ordnung sich gründet, für irrele-
vant erklärt.

China ist unbestritten die zweitstärkste 
Weltmacht. China lässt sich heute nicht 
mehr wirklich als „aufsteigende“ Macht 
verstehen – es ist angekommen, sieht sich 
auch selbst als „Global China“. Das vorran-
gige Interesse dieser Macht, die in einigen 
Bereichen die Nummer eins, in anderen 
die Nummer zwei oder drei sein kann, ist 
es, das eigene System zu festigen, seinen 
weltweiten Einfluss auszubauen, dafür 
Zugänge und Absatzmärkte zu sichern 
und die Welt, wenn man so will, sicher für 
Chinas Investitionen und Handelsbezie-
hungen zu machen. Dafür ist China durch-
aus bereit, seine Wirtschaftskraft und 
seine Ressourcen als Druckinstrument 
oder als Waffe zu nutzen, braucht aber 
gleichzeitig Stabilität und auch eine 
internationale Ordnung, die ein sicheres 
Umfeld für diese Investitionen schafft und 
China erlaubt, politischen und gesell-
schaftlichen Einfluss in anderen Teilen der 
Welt auszubauen. China ist allerdings bis-
lang nicht bereit, die notwendigen Kosten 

für die Aufrechterhaltung internationaler 
Ordnungsstrukturen zu übernehmen. Das 
zeigt sich etwa mit Blick auf die Freiheit 
der Schifffahrt: China als Exportnation 
ist darauf angewiesen, überlässt die 
materiellen und politischen Kosten für die 
Sicherung internationaler Seewege aber 
gern anderen, nicht zuletzt den USA, deren 
„Hegemonie“ man gleichzeitig beklagt.
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„�International sind die USA 
offensichtlich nicht mehr 
bereit, die bestehende 
Ordnung aufrechtzuerhalten“



Stattdessen hat China eigene Teilordnun-
gen etabliert. Im Mittelpunkt steht dabei 
seit 2013 Pekings „Belt-and-Road-Initia-
tive“ (BRI), ein chinazentriertes geopoliti-
sches und geoökonomisches Großprojekt, 
das auf Konnektivität und die privilegierte 
Anbindung anderer Staaten an China 
setzt, zunächst in Asien, zunehmend aber 
auch in Afrika und in anderen Regionen 
des globalen Südens. Das geschieht über 
chinesische Infrastrukturinvestitionen und 
Dienstleistungen, vor allem in Häfen, das 
Transportwesen im Allgemeinen, Energie, 
Datennetze und die Förderung und Ver-
arbeitung von Rohstoffen. Dabei geht es 
nicht nur um Ressourcenextraktion, son-
dern auch um sichere Lieferketten und, 
wie oben erwähnt, gesellschaftlichen und 
politischen Einfluss. Chinas BRI hat kon-
kurrierende Akteure dazu gebracht, ihre 
eigenen geoökonomischen Infrastruktur- 
und Konnektivitätsprojekte auf den Weg 
zu bringen. Europas Global-Gateway-In-
itiative versteht sich ausdrücklich als Ant-
wort auf BRI; und auch das Projekt eines 
„Indien-Mittelost-Europa-Wirtschaftskor-
ridors“ (IMEC) orientiert sich daran.

Russland ist eine absteigende Macht, 
gilt aber aufgrund seiner schieren Größe, 
seiner Atomwaffen und seines Status als 
Ständiges Mitglied des UN-Sicherheits-
rats weiterhin als internationale Groß-
macht oder globale Macht. Russland hat 
es unter seiner gegenwärtigen Führung 
nicht geschafft, mit zwei strukturellen geo-
politischen Veränderungen fertig zu wer-
den, die seine Stellung in der Welt direkt 
betreffen: mit dem Verlust sowohl des 
territorialen Imperiums des Zarenreichs 
und der Sowjetunion und der Stellung als 
Nummer zwei in der Welt, die letztere in 
der Ära der Bipolarität innehatte. Russland 
unter Präsident Putin hat auf diesen dop-
pelten Verlust mit einer revisionistischen 
Politik reagiert; Repräsentanten seines 
Regimes stellen gelegentlich sogar das 
Konzept einer internationalen Ordnung an 
sich in Frage.

Es ist schwer zu sagen, ob Russland 
weiterhin Großmacht oder nur ein sehr 
großes Land bleiben wird. Das hängt von 
inneren Entwicklungen und vor allem 
davon ab, wie Russland seine Ressourcen 
nutzt: für die eigene wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung oder für 
aggressivere Bemühungen um territoriale 
Erweiterung und exklusive Einflusszonen.
Indien dagegen ist ein globaler Pol im 
Werden. Demografisch ist es bereits die 
Nummer eins in der Welt. Indiens Wirt-
schaft insgesamt und die indische Mittel-
schicht wachsen stark. Indien ist nicht 
nur ein direkter Nachbar Chinas, sondern 
konkurriert mit China auch machtpoli-
tisch in der gemeinsamen weiteren indo-
pazifischen Nachbarschaft. Nicht von 
ungefähr hat Indien ein großes Interesse 

daran, dass dieser Teil der Welt als „Indo-
Pazifik“, nicht als asiatisch-pazifischer 
Raum definiert wird.

Indien ist prinzipiell an verlässlichen 
internationalen Regeln interessiert, spricht 
deshalb auch selbst von einer „inklusiven, 
regelbasierten internationalen Ordnung“. 
Indische Entscheider und – seltener – 
Entscheiderinnen machen gleichzeitig 
aber deutlich, dass Delhi international 
eine Politik des Multi-Alignment betreibt, 
also auf multiple Bindungen setzt, und im 
Zweifelsfall den eigenen nationalen Inter-
essen Priorität gibt. Das gilt auch für die 
jüngst durch ein Freihandelsabkommen 
unterfütterte Partnerschaft mit der EU.
Die Europäische Union (EU) ist zweifel-
los ein globaler wirtschaftlicher Pol. Sie 
verfügt aber nicht nur über wirtschaft-
liche Macht und den größten Binnen-
markt, sondern auch über militärische und 
technologische Machtressourcen, sie hat 
erhebliche Anziehungskraft auf Staaten 

und Gesellschaften innerhalb und außer-
halb Europas. Sie verfügt prinzipiell über 
politische Gestaltungskraft auch außer-
halb ihrer unmittelbaren Nachbarschaft, 
ist bislang allerdings kein einheitlicher 
außen-, sicherheits- oder weltpolitischer 
Akteur. Nichtsdestoweniger sieht sie sich 
als Vorreiter und Verteidiger multilateraler, 
regelbasierter Zusammenarbeit. Europäi-
sche Akteure erkennen dabei zunehmend, 
dass sie Europa insgesamt neu aufstellen 
müssen, wenn sie diesen Anspruch ein-
lösen wollen. Mehr dazu im letzten Teil 
dieses Papiers.

„�Indien ist prinzipiell an 
verlässlichen internationalen 
Regeln interessiert“
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MITTLERE 
UND ­REGIONALE 

MÄCHTE

N icht nur die EU und ihre Mitglied-
staaten, sondern auch die USA und 
China, Russland oder, perspekti-

visch, Indien müssen erkennen, dass sie 
zwar deutlich mehr Möglichkeiten haben, 
ihre internationale Umwelt zu gestalten 
oder mitzugestalten als die große Mehr-
heit der Staaten in der Welt, dass sie 
geopolitische und geoökonomische Ent-
wicklungen aber nicht allein bestim-
men. Nicht zuletzt mittlere Mächte und 
regionale Mächte gewinnen Gewicht und 
Einfluss. Gerade in der EU als Union aus 
relativ starken mittleren Mächten und einer 
Anzahl kleinerer Staaten sieht man „Mit-
telmächte“ in anderen Teilen der Welt als 
potenzielle Partner: Immerhin bringen diese 
Staaten relevante Machtpotenziale mit, 
und sie können (oder könnten) entschei-
dende Beiträge zur Bearbeitung globaler 
Herausforderungen oder zu Bemühungen 
um Frieden und Sicherheit leisten. Dabei 
zeigt sich allerdings auch, dass der Begriff 
der „Mittelmacht“ zu unpräzise ist, um glo-
bale Partner zu identifizieren: Denn letzt-
lich umfasst er ein Spektrum von Staaten, 
zu denen Japan, Kanada, Brasilien, Süd-
korea oder Südafrika genauso gehören wie 
die Türkei und Israel, Saudi-Arabien und 
die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) 
oder Iran. Und manche andere. Der Be-
griff verweist eben nur auf Größe, Gewicht 
oder Machtpotenziale, nicht auf Werte 
oder politische Präferenzen. Entschei-
dend ist letztlich, wie Mittel- oder Regio-
nalmächte sich in ihrer jeweiligen Region 
verhalten oder selbst Entwicklungen in 
ihrer weiteren internationalen Umwelt zu 
beeinflussen versuchen. Ein Gesamtbild 
der „Multipolarisierung der Welt“ ent-
steht ohnehin nur, wenn man die geopoli-
tischen Dynamiken in unterschiedlichen 
regionalen Kontexten einbezieht. Dabei 
zeigen sich nämlich erhebliche Unter-
schiede. Dies können, ohne in Einzelheiten 
zu gehen, die folgenden drei Skizzen zum 
Nahen und Mittleren Osten, zu Südost-
asien und zu Afrika verdeutlichen.

DIE REGIONALE EBENE:  
ORDNUNG UND POLARISIERUNG 

IM  ­NAHEN UND MITTLEREN 
­OSTEN,  ­SÜDOSTASIEN UND AFRIKA

D er Nahe und Mittlere Osten bil-
det auch ein quintessentielles 
Beispiel für ein multipolarisiertes 

regionales Staatensystem: Die Politik der 
Region wird von diversen, konkurrierenden 
Machtzentren oder regionalen Polen ge-
prägt – gegenwärtig sind das Israel und 
Iran, Saudi-Arabien, Ägypten und die VAE. 
Es gibt keine stabile Machtbalance, son-
dern nur sehr fluide Balance, keine festen 
Allianzen, keine Regionalorganisation, der 
alle Staaten angehören würden, kein Si-
cherheitsregime für den engeren Nahen 
Osten (Israel und dessen Nachbarn), für 
die Staaten am Persischen Golf oder für 
die Gesamtregion. Der Nahe und Mittlere 
Osten wird oft als „Konfliktregion“ apos-
trophiert – und tatsächlich wird die Kon-
tur der Region, welche Staaten wir dazu 
zählen und welche nicht, weitgehend über 
ihre Konflikte bestimmt. Globale Mächte, 
die oft über Zugänge zum Nahen Osten 
konkurriert haben, können Konflikte ver-
schärfen, werden oft aber auch von regio-
nalen Akteuren in diese hineingezogen. 
Meist wirkt, was in der Region geschieht, 
über sie hinaus.

Das gilt eindeutig auch für die  jüngs
ten, nicht oder nicht vollständig beendeten 
Kriege im Nahen und Mittleren Osten: 
für den Gaza-Krieg, der mit dem Überfall 
der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 
begann, und für den im Februar 2026 mit 
dem Angriff Israels und der USA auf Iran 
begonnenen Krieg am Golf. Beide hatten 
und haben enorme weltpolitische Aus-

wirkungen. Dazu gehören innenpolitische 
Entwicklungen in Europa und den USA 
– nicht zuletzt die gleichzeitige Zunahme 
von Antisemitismus und antiislamischer 
Agitation im Zuge des Gaza-Kriegs. 
Unübersehbar sind die Auswirkungen 
auf den Energiemarkt, die Weltwirtschaft 
oder die Düngemittelversorgung und 
damit die Ernährungssicherheit ärmerer 
Länder. Noch unklar ist, was vor allem 
der Krieg am Golf mittelfristig für die 
transatlantischen Beziehungen und die 
Zukunft der NATO bedeuten wird: Vieles 
spricht dafür, dass dieser Krieg nicht nur 
eine weitere Belastungsprobe für das 
Verhältnis zwischen den USA und den 
anderen NATO-Alliierten darstellt, sondern 
einen qualitativen Wendepunkt.

Der Gaza-Krieg hat einmal mehr unter
strichen, dass es ohne eine friedliche 
Beilegung des israelisch-palästinensi-
schen Konflikts, die letztlich Sicherheit 
und Selbstbestimmung für beide Völker 
sichert, keine Stabilisierung und keine wirt-
schaftliche Integration der Gesamtregion 
geben wird. Israel hat sich hier und auch 
im jüngsten Krieg mit Iran als militärisch 
dominant erwiesen. Der Iran ist, wie immer 
dieser Krieg letztlich ausgeht, militärisch 
geschwächt. Das geopolitische Großpro-
jekt Irans, seine „Achse des Widerstands“ 
vom Persischen Golf über Irak, Syrien und 
den Libanon bis zum Mittelmeer und an die 
nördlichen Grenzen Israels, ist gescheitert. 
Syrien hat sich bereits Ende 2024, mit dem 
Sturz der Asad-Diktatur, von iranischem 
Einfluss freigemacht. Im Libanon aller-
dings hat die von Iran abhängige Hizbullah 
das Land in einen weiteren Krieg mit Israel 
gezogen, und auch im Irak sind diverse mit 
Iran verbündete schiitische Milizen oder 
Parteien weiterhin ein Machtfaktor. Zudem 
kann die sogenannte Houthi-Miliz im 
Jemen, die sich als Verbündete Irans und 
der palästinensischen Hamas betrachtet, 
Teheran gegebenenfalls durch Angriffe auf 
die Schifffahrt im Golf von Aden oder im 
Roten Meer unterstützen.
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„�Es gibt keine stabile 
Machtbalance, sondern 
nur sehr fluide Balance“



Die wirtschaftlichen und mittlerweile auch 
politischen Schwergewichte der Region 
sind heute aber Saudi-Arabien und die VAE. 
Ägypten, die einstige arabische Führungs-
macht, bleibt ein wichtiger Regionalstaat, 
ist aber stark von den VAE abhängig. Sau-
di-Arabien und die VAE konkurrieren nicht 
nur mit Iran, sondern auch miteinander, 
nicht zuletzt um Einfluss im Jemen oder im 
Sudan. Dabei bereiten beide sich in durch-
aus ähnlicher Form auf ein Nach-Öl-Zeit-
alter vor und haben sich in diesem Sinne 
bemüht, ihre Staaten neu, als Zentrum von 
Konnektivität, Transport- und Finanzwe-
sen, Tourismus und Technologie sowie als 
Bindeglied zwischen Indo-Pazifik-Region 
und Europa aufzustellen. Der im Februar 
2026 begonnene Krieg am Golf hat, selbst 
wenn er bald beendet sein sollte, die Chan-
cen auf eine solche geoökonomische Neu-
definition zunächst einmal geschwächt. 
Das Geschäftsmodell Dubais und seiner 
regionalen Nachahmer wird wohl überle-
ben, auch wenn es Kratzer bekommen hat. 
Saudi-Arabien, die VAE und die anderen 
Golfmonarchien dürften sich aber in den 
kommenden Jahren vor allem dem Aufbau 
ihrer militärischen Fähigkeiten widmen, 
also mehr Geld für ihre Streitkräfte und 
den Aufbau eigener Rüstungsindustrien 
freimachen. Sie werden insgesamt darauf 
hinarbeiten, ein Gegengewicht zu Iran zu 
schaffen, ohne dabei allein von den USA 
abhängig zu sein. Vor allem Saudi-Arabien 
und Ägypten wird zudem daran gelegen 
sein, eine hegemoniale Stellung Israels 
in der Region zu verhindern. Kollektives 
Handeln steht dabei nicht im Vordergrund, 
wie jüngst durch den Austritt der VAE 
aus der OPEC unterstrichen wurde. Geo
ökonomisch dürfte der Fokus auf dem 
Aufbau neuer und sicherer Export- und 
Versorgungsrouten liegen, sowohl nach 
Asien wie in Richtung Europa.

Südostasien bietet in mancher Hinsicht 
ein Gegenmodell zum Nahen und Mitt-
leren Osten. Für die Staaten und Gesell-
schaften der Region war die Epoche der 
Bipolarität, die Europäer und Amerikaner 
als „Kalten Krieg“ wahrgenommen haben, 
eine Ära vernichtender, heißer Kriege. Und 
postkoloniale Konflikte haben auch die Be-
ziehungen zwischen südostasiatischen 
Staaten jahrzehntelang belastet. Anders als 
im Nahen und Mittleren Osten haben die 
politischen Führungseliten der mittlerweile 
elf zur Gemeinschaft südasiatischer Staa-
ten (ASEAN) zusammengeschlossenen 
Staaten sich aber sehr bewusst dafür 
entschieden, bilaterale Konflikte nach 
Möglichkeit zu vermeiden oder einzudäm-
men und stattdessen auf wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und die Errichtung einer 
eigenen regelbasierten Regionalordnung 
zu setzen. Das hieß auch, die politischen 
Systemunterschiede zwischen demokra-
tischen, halbdemokratischen oder autori-
tären, pro-amerikanischen oder eher an 

China orientierten und kommunistischen 
oder postkommunistischen Staaten zu 
akzeptieren und die inneren Verhältnisse 
der Mitgliedstaaten nicht zum Hindernis 
solcher Kooperation werden zu lassen. Die 
Bemühungen um Integration im Kreis der 
ASEAN-Staaten sind deshalb nie so weit 
gegangen, wie dies in der Europäischen 
Union der Fall ist, die ASEAN gleichwohl 
in mancher Hinsicht als Vorbild gedient 
hat und dient. Das strikte Prinzip der 
Nichteinmischung in innere Angelegen-
heiten, auf das die ASEAN-Gemeinschaft 
sich verständigt hat, hat auch bewirkt, 
dass man politische Differenzen eher 
ertragen als gelöst hat. Dem anhalten-
den Bürgerkrieg in Myanmar hat ASEAN 
im Wesentlichen zugeschaut. Und den-
noch ist ASEAN insgesamt eine Erfolgs-
geschichte: Von wenigen Ausnahmen wie 
den Grenzgefechten zwischen thailändi-
schen und kambodschanischen Truppen 
im Jahr  2025 abgesehen, haben die Mit-
gliedstaaten den Frieden untereinander 
gewahrt. Die meisten ASEAN-Staaten 
sind zu erfolgreichen Volkswirtschaften 
mittleren oder höheren Einkommens ge-
worden, ASEAN insgesamt weist weltweit 
die höchsten Wachstumsraten auf.

ASEAN umfasst heute alle Staaten 
um die Südchinesische See außer China. 
Bis zu 40  Prozent des maritimen Welt-
handels werden durch ihre wichtigste 
Schifffahrtsroute, die Straße von Malakka, 
transportiert. Geopolitisch liegt die größ-
te Leistung der regionalen Gemeinschaft 
darin, dass sie sich trotz der Mittella-
ge im Interessensfeld Chinas, Indiens, 
der USA und auch Europas und trotz 
der globalstrategischen Bedeutung der 
Region eben nicht hat polarisieren las-
sen. Die Ansprüche vor allem Chinas und 
die unterschiedlichen Orientierungen der 
Mitgliedstaaten machen das nicht im-
mer leicht. Die ASEAN-Staaten haben 
sich, um solche Ansprüche abzuwehren, 
selbst zum Zentrum der wirtschaftlichen 
und sicherheitspolitischen Zusammen-
arbeit in Ostasien erklärt und sich darum 
bemüht, die miteinander konkurrierenden 
regionalen und globalen Mächte in eine 
Reihe konzentrisch um ASEAN herum 
gebauter regionaler Institutionen wie das 

ASEAN Regional Forum (ARF) und den 
East Asian Summit einzubinden. Letzte-
res bringt die ASEAN-Staaten mit ihren 
wichtigsten Partnern zusammen, darunter 
China, die USA, Japan, Australien oder 
Russland. Die EU nimmt als Gast teil. Der 
Appetit größerer Mächte auf die Ressour-
cen und Versorgungsrouten der Region 
ist nicht verschwunden. Mit den um 
ASEAN herum gebauten – oder ASEAN-
zentrierten – Strukturen ist aber eine rudi
mentäre regelbasierte Regionalordnung 
entstanden, die auch diese Mächte auf ein 
Mindestmaß an gemeinsamen Normen 
verpflichtet. Auf globaler Ebene sind die 
ASEAN-Staaten zudem, neben der EU, zu 
den wichtigsten Unterstützern einer regel-
basierten Ordnung geworden, nicht zuletzt 
im Handelsbereich. Von der EU werden 
sie deshalb auch trotz teils deutlicher poli-
tischer Systemunterschiede als Gleich-
gesinnte und Wunschpartner betrachtet, 
zumindest in Weltordnungsfragen.

Für Afrika lässt sich das trotz der geo-
grafischen Nähe so nicht sagen. Gelegent-
licher Lippenbekenntnisse zum Trotz wird 
Afrika in der europäischen Diplomatie 
eher nachrangig behandelt. Afrikas Kon-
flikte und Kriege – im Sudan, in der De-
mokratischen Republik Kongo (DRC), am 
Horn von Afrika – erhalten weltweit und 
auch in Europa sehr viel weniger Aufmerk-
samkeit als etwa der Krieg in der Ukraine 
oder die Kriege im Nahen und Mittleren 
Osten. Gleichzeitig wird von einem neuen 
„Wettlauf um Afrika“ gesprochen. Tatsäch-
lich gibt es international ein gewachse-
nes wirtschaftliches und geopolitisches 
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Interesse am afrikanischen Kontinent. 
Der „Wettlauf“ ist allerdings allenfalls 
ein selektiver, namentlich um Zugang zu 
kritischen Materialien sowie um Infra-
strukturen wie Häfen und Eisenbahnen, 
die diese Zugänge ermöglichen. Darüber 
hinaus geht es auch um politischen und 
strategischen Einfluss: Immerhin verfügt 
Afrika über 54 von 193 Stimmen in der 
UN-Generalversammlung. Und die demo-
grafische, perspektivisch auch die wirt-
schaftliche Bedeutung Afrikas nimmt zu: 
2050 wird in Afrika etwa ein Viertel der 
Weltbevölkerung leben – gleichzeitig aber 
ein Drittel aller Berufsanfänger. Darin lie-
gen entwicklungspolitische Chancen und 
Herausforderungen. Afrika insgesamt ver-
zeichnet dank seiner jungen und dynami-
schen Bevölkerung die mittlerweile nach 
Südostasien höchsten wirtschaftlichen 
Wachstumsraten. Das gilt aber nicht für 
alle Länder des Kontinents. Die „demogra-
fische Dividende“ realisiert sich nur, wo die 
notwendigen Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsmöglichkeiten vorhanden sind, und 
das heißt auch: Infrastruktur und Energie, 
Kapital und gute Regierungsführung. In 
Bürgerkriegsgebieten oder gescheiterten 
Staaten wächst eher eine verlorene Gene-
ration heran.

Es ist nur konsequent, dass Europa sich 
um engere Formen der Partnerschaft mit 
seinem Nachbarkontinent bemüht. Dabei 
gilt es zu verstehen, dass die Repräsentan-
ten und Repräsentantinnen afrikanischer 
Staaten die Entstehung einer multipolaren 
Welt mit mehr Konkurrenz, gerade auch 
mehr Konkurrenz um Afrika, als Chance 
betrachten, einseitige Bindungen zu über-
winden. Sie begrüßen auch eine größere 
Rolle von Mittelmächten wie Saudi-
Arabien, den VAE – mittlerweile der größte 
externe Investor in Afrika – oder der Türkei, 
um nicht allein zwischen China, Europa 
oder den USA wählen zu müssen. Man 
kooperiert gern mit Europa, verweigert sich 
aber einer binären Logik, einem Entweder-
oder zwischen europäischen Projekten wie 
„Global Gateway“ (der zum größten Teil auf 
Afrika bezogene Infrastrukturinitiative der 
EU) und einer Beteiligung an Chinas BRI. 
Von Partnerschaften mit Europa erwartet 
man sich vor allem, dass diese zur Indus-
trialisierung und Wertschöpfung in Afrika 
beitragen, nicht zuletzt zur lokalen Weiter-
verarbeitung von Mineralien und Rohstof-
fen, die Europa für seine grüne und digitale 
Transformation benötigt.

Gelegentlich hilft ein Perspektivwech-
sel, um die Logik zu verstehen, mit der 
afrikanische Staaten an Partnerschaften 
mit außerregionalen Mächten herangehen. 
Ein Beispiel bietet der maßgeblich von den 
USA und der EU finanzierte Lobito-Korri-
dor, eine Eisenbahnroute, die den Kupfer- 
und Kobaltgürtel Sambias und der DRC 
mit dem gleichnamigen Hafen in Angola 
verbindet. China finanziert unterdessen 
die Erneuerung der Bahnverbindung zwi-
schen Tansania und Sambia, die ebenfalls 
dem Kupferexport dient. Die EU betei-
ligt sich zudem an der Finanzierung einer 
entsprechenden Verbindung zwischen 
dem südafrikanischen Hafen Durban und 
Botswana, Zimbabwe und Sambia. Man 

kann all dies als Ausdruck des Wettlaufs 
oder der Großmachtkonkurrenz zwischen 
den USA, der EU und China um Zugänge 
zu den Rohstoffvorkommen Afrikas be-
trachten, und das ist auch nicht falsch. Aus 
afrikanischer Perspektive aber ist wich-
tiger, dass hier erstmals ein transkonti-
nentales Eisenbahnnetz entsteht, das das 
südliche Afrika von der Ost- zur Westküste 
zusammenführt (die Arbeit an der Ver-
bindung dieser Großvorhaben innerhalb 
Sambias wird von der EU unterstützt) und 
damit Afrikas wirtschaftlicher Integration 
und Entwicklung nützt.

Die afrikanischen Staaten sind in ihrer 
Mehrheit ausgesprochene Unterstützer 
des UN-Systems und einer völkerrechts- 
und regelbasierten internationalen Ord-
nung. Afrika muss mit eigenen geopoli-
tischen Rivalitäten umgehen – zwischen 
Marokko und Algerien etwa oder zwischen 
Ägypten und Äthiopien. Auf globaler Ebe-
ne versucht man, sich geopolitischer Ver-
einnahmung zu entziehen. Das kann für 
die mittleren Mächte Afrikas etwa heißen, 
aktives Mitglied der BRICS (Brasilien, 
Russland, Indien, China, Südafrika) oder 
BRICS-plus-Gruppe zu sein, sich gleich-
zeitig aber um privilegierte Beziehungen 
zur EU und ihren Mitgliedstaaten und zu 
den USA zu bemühen. In jedem Fall geht 
es darum, das Interesse großer, außerre-
gionaler Mächte zu nutzen, um die eigenen 
Prioritäten zu befördern. Wenn afrikani-
sche Staaten etwa Partnerschaften zur 
Energietransition mit der EU eingehen, 
dann geht es dabei natürlich um Dekarbo-
nisierung und Klimaschutz. Aus der Sicht 
afrikanischer Akteure machen solche Part-
nerschaften aber nur Sinn, wenn sie auch 
zur eigenen Industrialisierung beitragen 
oder, in Staaten wie Angola, die Abnahme 
fossiler Brennstoffe sichern, durch die sich 
dann auch die Entwicklung nachhaltiger 
Energiesysteme finanzieren lässt.

9

„�Die afrikanischen Staaten 
sind in ihrer Mehrheit aus­
gesprochene Unterstützer 
des UN-Systems und einer 
völkerrechts- und regel­
basierten internationalen 
Ordnung.“
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EUROPA IN DER  
MULTIPOLAREN WELT

F ür die EU und die anderen demo-
kratischen Staaten Europas stel-
len Multipolarisierung, Rückkehr zu 

roher Machtpolitik und Unterminierung 
von Ordnung sowohl eine politische wie 
eine geopolitische Herausforderung dar, 
die Anpassungen und eigenes, proaktives 
Handeln verlangen. Die EU mit ihren Mit-
gliedstaaten und ihren wichtigsten euro-
päischen Partnern wird dabei entweder 
einen globalen Pol bilden – oder sich pola-
risieren lassen.

Die EU-Staaten haben seit 2022 eine 
doppelte „Zeitenwende“ erlebt: erst die 
russische Vollinvasion der Ukraine, danach 
die Rückkehr Donald Trumps an die Macht 
und dessen zum Teil aktiv gegen die EU 
oder einzelne EU-Staaten gerichtete Poli-
tik. Dazu gehörten nicht zuletzt die Unter-
stützung rechtspopulistischer, anti-euro-
päischer Parteien in einzelnen EU-Staaten 
und die Bedrohung der territorialen Inte-
grität des EU- und NATO-Mitglieds Dä-
nemark. Die EU-Mitgliedstaaten sind 
dadurch, wenn man so will, insgesamt auf-
geweckt worden, haben aber noch nicht in 
jedem Fall erkannt, wie sehr die EU für sie 
als kollektiver Machtverstärker wirkt: Tat-
sächlich sind auch große EU-Staaten wie 
Deutschland oder Frankreich oder, außer-
halb der Union, Großbritannien allein je zu 
klein für eine multipolarisierte Welt.

Im Vordergrund der Debatte um eine 
notwendige Neuaufstellung der EU in 
ihrer multipolarisierten Umgebung steht 
zu Recht die „Selbstbehauptung“ oder 
„strategische Autonomie“ Europas. Das 
ist kein neues Thema: Europäische Souve-
ränität oder strategische Autonomie wird 
spätestens seit 2017 diskutiert. Erst seit 
2022 sind dann aber ernsthafte Schritte 
zur Umsetzung dieses nach wie vor unter-
schiedlich definierten Ziels auf den Weg 
gebracht worden. Das schließt, ohne hier 
in Einzelheiten zu gehen, höhere Vertei-
digungsausgaben in den Mitgliedstaaten 
und eine verstärkte verteidigungspoliti-
sche Zusammenarbeit genauso ein wie 
die Finanzierung gemeinsamer Rüstungs-
produktion aus dem EU-Haushalt, selbst 
außerhalb der EU, die Übernahme der 
amerikanischen Beiträge zur finanziellen 
Unterstützung der Ukraine oder die Prio-
risierung geopolitischer Überlegungen in 

der EU-Erweiterungspolitik. Auch wenn 
eine gemeinsame verteidigungspolitische 
Strategie der EU- und anderer europäi-
scher NATO-Staaten noch fehlt und wahr-
scheinlich auch nicht so schnell erstellt 
werden wird, ist die Entwicklungsrichtung 
klar: Es geht um mehr Symmetrie zwi-
schen dem europäischen Pfeiler der NATO 
und den USA und um eine neue Arbeits-
teilung, bei der Europa seine Abhängigkeit 
von den USA abbaut und selbst die Ver-
antwortung für konventionelle Abschre-
ckung und Verteidigung übernimmt.

Selbstbehauptung und strategische 
Autonomie beziehen sich natürlich nicht 
nur auf die Verteidigungspolitik. Sie be-
inhalten und verlangen die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit, digitale Selbstbe-
stimmung und nicht zuletzt den Abbau der 
Abhängigkeit von fossilen Energieträgern. 
Letzteres bleibt klimapolitisch notwendig, 
ist mittlerweile aber auch geopolitisch 
unabdingbar, um internationale Abhängig-
keiten zu reduzieren, die Resilienz Europas 
zu stärken und Erpressungsmöglichkeiten 
vorzubeugen. Grüne Transformation ist in 
diesem Sinne auch smarte Geopolitik.

„Selbstbehauptung“ und „Resilienz“ 
sind zunächst einmal defensive Konzepte. 
Europa muss sich aber nicht nur vertei-
digen oder, besser und wichtiger, poten-
zielle Angreifer durch seine Verteidigungs-
kraft abschrecken und dem Druck anderer 
Mächte widerstehen können. Es hat darü-
ber hinaus ein strategisches und legitimes 
Interesse, die internationalen Verhältnisse 
und internationale Ordnung aktiv mitzuge-
stalten. Drei Handlungsdimensionen sind 
dafür besonders wichtig:

Europa – also die EU und ihre Mitglied-
staaten sowie demokratische Partner in 
Europa wie das Vereinigte Königreich, 
Norwegen oder die Schweiz – müssen 
sich aktiv und glaubwürdig für die Wah-
rung und Weiterentwicklung internatio-
naler Ordnungsstrukturen einsetzen, die 
auf dem Völkerrecht, einschließlich des 
humanitären Völkerrechts, und multila-
teraler Zusammenarbeit beruhen. Dazu 
gehört die Verteidigung der Menschen-
rechte und der internationalen Rechts-
staatlichkeit. Entscheidungen und Urteile 
des Internationalen Gerichtshofs und Inter-
nationalen Strafgerichtshofs etwa gilt es 

auch da zu respektieren, wo sie eigenen 
Vorstellungen widersprechen. Die EU und 
ihre Mitgliedstaaten können und sollten 
ihr diplomatisches Engagement hoch-
fahren, um zur Prävention und Beilegung 
innerer und zwischenstaatlicher Kon
flikte beizutragen. Das gilt nicht zuletzt für 
Konflikte in Nachbarregionen – im Nahen 
Osten oder am Golf –, wo Europa zuletzt 
eben keine nennenswerte diplomatische 
Rolle (mehr) gespielt hat. Dabei verfügen, 
um nur ein Beispiel zu nennen, die EU und 
die E-3 (Deutschland, Frankreich, Vereinig-
tes Königreich) über genügend Erfahrung 
und Glaubwürdigkeit, um eine tragende 
Rolle bei der Suche nach haltbaren Sicher-
heitsvereinbarungen für die Golfregion 
spielen zu können. Sie werden dazu aber 
weder von den USA noch von Israel, den 
arabischen Golfstaaten oder Iran eingela-
den werden, wenn sie nicht selbst die Ini-
tiative ergreifen.
Die Diffusion von Macht, aber auch die 
Blockade multilateraler Institutionen 
durch einzelne, mächtige Mitgliedstaaten 
zwingen Europa geradezu dazu, global 
Partnerschaften und Koalitionen auszu-
bauen. Wir können hier von Koalitionen 
der Willigen, der Fähigen oder Relevan-
ten sprechen. Dabei geht es prinzipiell 
um alle Bereiche internationaler und glo-
baler Politik: um Frieden und Konflikt
beilegung, verlässliche Handelsregeln, die 
Reform der Vereinten Nationen und des 
UN-Sicherheitsrats, den Schutz gemein-
samer globaler Güter und nicht zuletzt um 
Nachhaltigkeit und Entwicklung. Solche 
Koalitionen werden oft themenbezogen 
oder sektoral sein, auch mit unterschied-
lichen „gleichgesinnten“ Partnern. Sie 
werden strategisch angelegt sein und 
deshalb über demokratische Wahlver-
wandtschaften hinausgehen müssen: Bei 
bestimmten globalen Fragen stehen sich 
eben nicht Demokratien und Autokratien 
oder Industriestaaten und der globale 
Süden gegenüber, sondern unterschiedlich 
zusammengesetzte Gruppen von großen, 
mittleren und kleineren Mächten. Staats-
kunst verlangt unter anderem, die relevan-
ten Partner zu finden, um legitime Ziele im 
internationalen Raum zu befördern. Frei-
handelsabkommen, wie die EU sie jüngst 
mit Indien oder Mercosur abgeschlossen 
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hat, sind wichtig, sollten aber strategisch, 
als Bausteine einer verlässlichen interna-
tionalen Ordnung, angelegt sein und wo-
möglich auch eine engere politische und 
sicherheitspolitische Zusammenarbeit be-
fördern. Gleichzeitig dürfen europäische 
Akteure sich nicht der Illusion hingeben, 
dass das Interesse wichtiger Wirtschafts-
partner an engen Beziehungen zur EU 
diese auch automatisch zu Partnern in 
geopolitischen Fragen oder bei der Bewäl-
tigung globaler Probleme macht.
Zudem muss Europa die Attraktivität des 
eigenen Modells, seine „soft power“, auf-
rechterhalten und ausbauen. Europa kann 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Men-
schenrechte in anderen Staaten nicht 
durchsetzen. Es kann den Kampf um 
menschliche Würde und Menschenrechte, 
um Liberalität, Demokratie und Recht in 
anderen Ländern aber unterstützen, indem 
es diese Werte und Institutionen im eige-
nen souveränen Rechtsraum wahrt. Die 
rechtlichen, politischen und institutionel-
len Errungenschaften freiheitlicher Demo
kratien sind prinzipiell reversibel, haben 
aber erhebliche Ausstrahlungskraft, wenn 
sie gepflegt und nach innen und außen ver-
teidigt werden.

So wundert es nicht, dass afrika
nische Eliten und zivilgesellschaftliche 
Akteure China vor allem als Partner beim 
Ausbau ihrer Infrastruktur sehen, beim 
Aufbau institutioneller Kapazitäten, von 
Rechtsstaatlichkeit oder „guter“ Regie-
rungsführung aber vorzugsweise auf die 
Zusammenarbeit mit Europa setzen. Im 
ASEAN-Raum wird China, dem wichtig
sten Wirtschaftspartner der Region, 

deutlich weniger Vertrauen entgegenge-
bracht als (in dieser Reihenfolge) Japan, 
den EU-Staaten oder den USA. Die EU 
und ihre Mitglieder gelten insgesamt als 
berechenbare und verlässliche Partner, 
nicht zuletzt wegen ihrer politischen Ver-
fasstheit. Das gibt Europa eine gute Aus-
gangsposition, um globale, multilaterale 
Allianzen zu schmieden, die auf langfristige, 
regelbasierte Zusammenarbeit, globales 
Regieren oder die Wahrung völkerrecht
licher Normen gerichtet sind.
Einfluss allerdings braucht mehr als die 
Attraktivität des eigenen politischen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Modells. Der Anspruch, weltpolitisch 
oder als globaler Pol zu wirken, muss in 
jedem Fall materiell unterfüttert werden, 
auch mit Blick auf die „sanften“ Macht
ressourcen und prinzipiell für alle Bereiche 
des Außenhandels: Diplomatie und sicher
heitspolitische Zusammenarbeit natürlich, 
aber auch humanitäre Hilfe, wirtschaftliche 
und soziale Zusammenarbeit, internationale 
Gesundheitspolitik, Investitionsförderung, 
Energie-, Rohstoff- und Wertschöpfungs-
partnerschaften, die Förderung von Demo-
kratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschen-
rechten, Wissenschaftsaußenpolitik oder 
auswärtige Kulturpolitik. Staaten, die aus 
ideologischen Überzeugungen oder mit 
Blick auf knappe Haushalte ihr Engage-
ment in diesen Bereichen zurückfahren, 
schmälern damit den eigenen Einfluss in 
der Welt – unmittelbar und auf längere Frist.
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